
REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESK;\NZLERAI1T ',' 

GZ93.635-3b/71 

Parlamen.tarische Anfrage Nr.38L~/J an,' 
den Bundeskanzler, betreffend ~achteile 
von Vollmaturanten, die bei Eintritt in 
den Bundesdienst nicht in die Verwendungs-, 
gruppe "13", sondern in die Eritlohnungs-
gruppe "d" eingestuft wurden. 

An den : ., 

Präsidenten des Nationilrcites 

VI i· e n 

. . .. ~ .. 

Die Abgeordneten zum Nationalrat l3andmeier, Dr.Kranzlmayr 
und Genossen haben am 3.2.1971 dem Präsidenten des National­
rates eine an den Herrn Bundeskanzler gerichtete Anfrage ge-
mäß §. 74 des Geschäftsordnungs-Gesetzes, BGBl.Nr.78/1961, mit 

, ' 

nachfolgendem'Wortlaut überreicht: 

"In der Nachkriegszeit erfolgte bis zum Jahre 1955" im 
Gegensatz zu den ,Möglichkeiten des Gehal tsCiberlei t\.l.llgsgesetzes 
bei verschiedenen Dienststellen des Bundes - insbesondere im 
Justizressort - die Aufnahme der, Vollmaturanten also ,jener, die 

dle E.rforderrüs.se bei ihrem Antritt in den Eundesdienst bereits 
gehabt haben, durchwegs st,att in die Verwendungsgruppe "B" in die' 
Entlohnungsgruppe "d 11. Diese Febleinstufu:(~g hatte für die ge...,. 
nannten Maturanten eine verhängsnisvolle Wirkung in zweifacher 
Vlirkung, nämlich, daß sie erstens nur IId" -- statt "BI! - Bezüge' 
erhielten und zweitens, daß sich bei der später erfolgten uber­
lei tung in "W' ein, Überstellungsverlust ergeben hat, der viele 

'Jahre betragen konnte , derzeit höchstens zwei Jahre peträgt .' 
und laufend ein zu Unrecht verminde,rtes Einl\ommen ergibt. Eine; 
weitere Folge der l?ehleinstufung ist noch dadurch gegeben, daß" 
dieser Oberstelll.l ... "Y).gsverlust(im Ausmaß bis zu zwei Jahren) nicht 

für die Richtliniendienstzeit 'angerechnet wird, obwohl diese 
Zeiten tatsEichlich im Bundesdienst zurückgelegt wurden, und' so­

mit eine zeitgerechte Beförderung in die nächste,Dienstklasse 
verhindert. ": ,\.; , "",'" 

: ..... .... , ..... 
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Im Gegensatz zur Behandlung der im obigen Absatz er­
wähn:t;en Vollmaturanten, bei denen es sich durchwegs um 
Heimkehrer aus dem Wehrdienst bzw. der Kriegsgefangenschaft 
handelt, erfolgte die Einstellung der Vollmatu.ranten nach 1955 
sofort in "bI! und es bedeutet dies, daß für diese Maturanten 
ei.n 1I11aturantenproblem" nicht entstehen konnte, da diesen 
bei der späteren Dbernahme die in flb!! zugebrachten Zeiten 

im Wege der Vordientstzeitenanrechnung zur Gänze angerechnet 
werden. Ihnen bleibt also das ganze Unre~ht, das die vor 
1955 eingestellten Maturanten bis auf den heutigen Tag 
trifft, erspart. 

Dabei hätte man beide Maturantengruppen insoweit gleich 
behandeln kc)nnen, als im Gehaltsüberleitungsgesetz die Mög-

I . 

lichkeit gegeben war, beide sofort in "B" aufzunehmen. Im 
. I 

M.oti venbericht zum Gehaltsüberleitungsgesetz heißt es aus-
drücklich, daß das Dienstverhältnis zunächst ein provisorisches 

und zwar in der Dauer von.vier Jahren. Der Bund zu. sein hätte, 
. i 

hätte sich also innerhalb von vier Jahre~ von solchen provisori-
schen Beamten, die den Erfordernissen nicht entsprochen haben, 
ohne Schwierigkeiten durch Kündigung trennen könn~n •. · 

Die vom IIMaturantenproblem" betroffenen Bediensteten 
haben sich von der 19.Gehaltsgesetznovelle eine Lösung .erhofft, 
wurden ,jedoch auch hier wieder enttäuscht, da die Anrechen­
barkei t von I1d 11 Zei teu für '~ BU nur dann e::cmöglicht wird,. 'Nenn 
eine "B" Tätigkeit in der'fraglichen Zeit ausgeübt wurde. Hiezu 
ist zu sagen, daß durch den Dienstgeber nic;ht nur eine· Fehl- .. 
einstufung erfolgte, sondern, daß vorn Dienstgeber: auch meist 
nicht der im Hinblick auf die nachgewiesene Matura erforderliche 
Einsatz in Bezug auf die Ausbildung erfolgt ist, f.30ndern man',' 
hat die Vollmaturanten nach eigenem Gutdünken eingesetzt"was-, 
nicht zuletzt auf die Nachkriegsverhältnisse zurückzuführen 
ist. Diese ungleiche Behandlung der ansieh gleiChen Vollma­
t;uranten (beide dargestellten Maturantengruppen haben beim Ein­
tritt in den Bundesdienst dieselben Erford,ernisse aufgewiesen) 
stellt einen Verstoß gegen das in der Verfassun.g verankerte 
Gleichheitsprinzip dar. . 
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Die Be 86.i tigung des "Maturantenproblems" könnte durch 

Einfügung des folgenden Absatzes in das Gehaltsgesetz 1956 
erreicht werden: ,'~Beamte, die· die Anstellungserfordernisse 

für eine höhere Ve:r.\vendungsgruppe bereits im Zeitpunkt , der, 

AnBtellt.mg in' der niedrigen Verwendungsgruppe, erfüllt haben, 

sind bei der überstellung so zu behandeln,' als ob sie die bis-' 

herzurilckgelegte Dienstzeit bereits in der höheren Ver­

vJendungsgruppe zugebracht hätten. 11 

Durch eine übergangsbestimmung, muß darüber 1inaus vor­

gesorgt werden, da.ß Bea~ntenl elie bereits, durch :Beförderungen 

ZeitgewiTl....ner gegenüber der minen ZeitvorrückUD.g erreicht haben, 

<::1io Dlfmst- und besoldungsrechtliche Auswirkung in vollem 

AU.!':]maß der Verbesserung g:ewährleistet wird., 

DüÖ? UlltorzeichneteY;tAbgeordnet,en stellen an den Herrn 

Bundeskanzler die 
.' -' .. .), 

An fr 

sogenannte "Maturanten.problem" im 

ötfentlichen Dienst rasch und wirku:Q.gsvol1 zu lösen und' dafür 

ßor€.';e zu ,tragen,) Jaß die für diese :Bedienstetengruppe durch ' 

die Aufnahme.indi.e Entlohnungsgruppe fld ll seit mehr als 20 Jahren. 

oe stehende1l Nachteile durch '. eine ge setzlicheItegelung ?e~. 
seitigt v'}f)rden? 11 

Ich beehre mich, o.i,8 Anfra.'ge wie folgt. zU' beantworten: 

Dü: Tatsache, daß'Vollmaturanten bis zum Jahre 1955 in 

mehreren Fällen. nicht sofort in der Entlohnungsgruppe'b, sondern 

vorarst ,iilder Entlohnu..'1.gsgruppe d :'angestellt wurden, war zum 

Teil darin begründet 1 daß den Bediensteten Gelegenheit'· gegeben 

werden soll iJc\ vor Begi.nn ihrer gehobenen l 1ätigkei t, die damit 
, , 

:=3Ei.chlich zusammenhängenden 'I'ätigkei ten des mittleren Dienstes," 

wie etwa. des Kanzleidi.enstes, kennenzulernen. In machen' l!'äll.en 

v/ollte rfw..n postensuchende Maturanten nicht auf die Freimachung bzw •. 

ßchaffung eines b-wertigcn Dienstpostens warten' lassen und ·stellte· 

, I 
, , 
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sie aus sozialen Gründen wenigstens in der Entlohnungsgruppe dan. 

In den meisten Fällen vlUrde von diesen Bedienste;!Jen 

während der ersten Zeit ihrer Beschäftigung im Staatsdienst 

auch nur d-wertige Tätigkeit verlangt und verrichtet • 

. Bei jenen Bediensteten, die jedoch trotz ihrer Ein~ 

stufung in die Entlohnungsgruppe d höherwertige Lei·stungen 

erbrachten, wird diese Tatsache schon seit längerer Zeit. 

dadurch berücksichtigt, daß diese Zeiten einer höherwertigen 

Yerwendung bei den Beförderung'en in die jeweils nächsthöhere 

Dienstklasse mit ~eranschlagt werden~ Auf diese Weise ist es 

gelungen, solche Bedienstete bezugsmäßig an jene heranzui,'ühren, 

die schon seit Beginn ihrer Laufbahn nicht n.ur höherwerti"g 

ver\vendet, sondern infolge ihrer größeren Verantwortung auch 

höherwertig eingestuft waren. -, 

Der inder Anfrage enthaltene Vorschlag einer Neufass'ung 

der ÜbersteIlungsbestimmungen würde im 'übrigen nur jene Be­

diensteten berücksichtigen 1 die no.ch in der Verv"endungsgruPI)e D 

prclgmatisiert und erst später in die Ve:rwendungsgruppe B über·­

stellt wurden. Für jene Bediensteten, die vorerst in rii.e-Ent-
. . . 

lohnungsgruppe b überstellt u..iid erst anschließendpragmatisiert. 

vrurden, ist das gegenwärtige Problem keine-. ~g'rageder Über--
. '. 

stellungsbestimmungen, sondern. eine solche der Ermi ttlJmg des 

Vorrückungsstichtages. 
; "" .. 

Eine solche generelle Neuregelung würde ,jedoch zu folgenden 

Ungerechtigkeiten führen: 

1 •. Jene Bediensteten,. die:' tat~ächlich' untervl8rtige ?cätig­

keiten verriChtet haben, wUrden jenen Bedienstet~n, die seit 

Beginn ihrer Laufbahn höherwertige Leistungen erbrachten, eine 

höhere Verantwortung trugen u ... 'Fld infolge :Lhrer längerdauernden 

einschlägigen Tätigkeit nunmehr fachlich. besser ausgebildet. 

sind, gleichgestellt werden. 
~. . ~ . .... . 

t .. ~/~.~ . ~- . 
" , . . ~.,'. ' 

" .. ' .::.~:.:", f. ,; i ~ ',;'! :~~ ,', .... ', ........... ,,' 
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2. Jene Bediensteten, die während ihrer unterwertigen 

l~j_nstufung zumindest teilweise höberwertige IA;istli..Dgen erbl""ach~Gn 

und bei denen diese Zeiten im Zuge der ßei'ö:t'der.ungBIl beriicksicb.t:i.gt 

'Nurden, vfürden die bereits erh;11tenen Verbesserlmgen ein zweit8s 

Mal bekommen und damit eine günstißere Einstufung erreichen) als 

die von anfa.ng an höherwertig verwendeten ulld entsprechend einp;e­

stuften Bediensteten. 

Daß eine solche Vorgangsweise Unruhe unter die BC:)iJmtensc.lw..ft 

bringen würde, steht wohl außer Zweifel. 

Zum Vorwurf der Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 

möchte ich folgendes festhalten: 

Als sich im Jahre 1955 die wirtschaftlichen Verh~ltni38e 

besserten, konnte von der bisher j.D manchen F~illell geübten 

Vorgangsweise der Einstufung von jvl2.turanten in die Bntlohnunt~~3'· 

gruppe d abgegangen werden, zumal man auch nunmehr diei'l1J.ffas;::;uDg 

vertrat, eine Fr.obeverwendung in de:r höheren 3ntlohnu.ngs~tuf(! sei 

ebenfalls für eine entsprechende EinBcbulung der Bedienst(:t(~n in 

ihre verantwortungsvolle Tätigkeit geeignet. Nac:h meiner Auf .. · 

fassung ist es jedoch nicht richtig, in dieser für die Be._ 

diensteten vorgenommenen Verbesserung eine Ver'letz1,mg des ver­

fassungsgesetzlich verankerten Gleichheitsgrundsatzes zn erbLLck'3J1n 

Gerade im Bundesdienst- und -besoldungsrecht wurden und 

werden ständig Verbesserungen für die Dienstnehmer auf ver­

schiedensten ;Sektoren durcbgeführt, die entweder ihrer lTnt;uri.:.cH:'~l. 

oder aus naheliegenden Griinden der 11erme idung einer JI2lPcrt.rophiS' 

der Personalverwaltung nicht auf l~ngere Zeit rückwirkend ange­

wendet werjen können. Ich erinnere in die,sem Zusammenh:-:m[; el.n 

allgemeine 3ezugserhöhungen im öffentlichen Dienst, nach deren 

Wirksam'.'lerden für die gleiche J.;eistun€j '3in höheres .i::ntgelt Cil::; 

zuvor gebührt. Bisher h':lt noch ni8fI1anet behauptet, solcfwi:ezu.';s .. · 

erhöhuncen verletzten das in der BWlde::.;vc;rf3.ssung vera.nkerte 

Gleichhei tsprinzip und es hat auch niema.nd die Ii'orderun?; e rho:-Jon, 

[Jus diesem Grunde jede Bezu0~sorhöhung mi t unbe;::;GIlr=.inkter r~licl{','!iI'" 

kung auszustatten. 
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Abschließend ist daher zu sagen, daß ich wohl für eine 
Lösung des "Maturantenproblems" eintrete, für eine Lösune:;, 

die die Besonderheiten der einzelnen Fälle berücksichtigt. Ich 
kann jedoch nicht für eine sogenannte "Lösung" eintreten, die 
eine Ungüdchbehandlung der Bediensteten mi t sich bringt und 
für die Zukunft neue Probleme schafft. 

'16. März 1971 r /"'­
.' / 

1/ /1 
l~vVY . 
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